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Amtliche Verlautbarung der österreichischen Sozialversicherung 

Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger 
 

Der Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger verlautbart gemäß § 31 Abs. 8 ASVG: 

93. Änderung der Dienstordnung A für die Angestellten bei den 
Sozialversicherungsträgern Österreichs 2005 – DO.A 2005 

 

Die Dienstordnung A für die Angestellten bei den Sozialversicherungsträgern Österreichs 2005 – DO.A 2005, ver-
lautbart unter avsv Nr. 94/2005, zuletzt geändert durch die Verlautbarung unter avsv Nr. 21/2016, wird wie folgt geän-
dert: 
 

1. § 1 Abs. 6 lautet: 

„(6) Die Zugehörigkeit zu den in Abs. 1 angeführten Angestelltengruppen richtet sich nach der auf Grund des 
Dienstvertrages ausgeübten Tätigkeit. Auch für Angestellte mit einer spezifischen Ausbildung (z.B. Pflegedienst, 
Arzt/Ärztin, FacharbeiterIn) kommt bei entsprechender Tätigkeit (§ 37a bis § 37j) eine Zugehörigkeit gemäß Abs. 1 Z 1 
in Betracht.“ 

2. § 9f Abs. 3 lautet: 

„(3) Wenn es in Ausnahmefällen zur Aufrechterhaltung des Betriebes der in Abs. 2 angeführten Krankenanstalten 
und Apotheken notwendig ist, kann der Angestellte während der wöchentlichen Ruhezeit beschäftigt werden. Für eine 
solche Dienstleistung ist Ersatzruhe zu gewähren.“ 

3. § 9h lautet: 

„§ 9h. (1) Nach Maßgabe der §§ 27 und 28 AlVG kann mit den Angestellten eine Teilzeitvereinbarung (Altersteil-
zeit) abgeschlossen werden. Die näheren dienst-, besoldungs- und pensionsrechtlichen Einzelheiten (Bedingungen, 
Auswirkungen u.ä.) sind in Anlage 9 geregelt. 

(2) Bei Erfüllung der Voraussetzungen des § 27a AlVG (erweiterte Altersteilzeit) kann mit den Angestellten eine 
Teilzeitvereinbarung abgeschlossen werden. Die näheren dienst-, besoldungs- und pensionsrechtlichen Einzelheiten 
(Bedingungen, Auswirkungen u.ä.) sind in Anlage 10 geregelt.“ 

4. In § 12a Abs. 4 wird der Ausdruck „Sonderurlaubes gemäß § 20 Abs. 1;“ durch den Ausdruck „ Sonderurlaubes ge-
mäß § 20 Abs. 1 und Abs. 4,“ ersetzt. 

5. § 19 Abs. 3 lautet: 

„(3) Kriegsbeschädigte und Beschädigte nach dem Opferfürsorge- oder Heeresentschädigungsgesetz (HEG), ferner 
Körperbehinderte, die die Behinderung nicht grob fahrlässig oder vorsätzlich herbeigeführt haben, sowie Angestellte, 
die eine Versehrtenrente aus einer gesetzlichen Unfallversicherung beziehen, erhalten zu dem in Abs. 1 festgesetzten 
Erholungsurlaub bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von mindestens 50 % einen Zusatzurlaub von 6 Werktagen. 
Der Grad der Erwerbsminderung ist, sofern nicht ein rechtskräftiger Bescheid des Bundesamtes für Soziales und Behin-
dertenwesen (Sozialministeriumservice), der Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt als vollziehende Stelle des HEG 
oder eines Unfallversicherungsträgers vorliegt, von einem vom Versicherungsträger zu bestimmenden Arzt unter Be-
dachtnahme auf die konkrete Situation am Arbeitsplatz festzustellen. Für Kalenderjahre, in denen dem Angestellten von 
einem Sozialversicherungsträger oder vom Sozialministeriumservice ein Aufenthalt in einer Krankenanstalt gemäß § 1 
Abs. 9 Z 1 lit. b bis d und f sowie Z 2 bis 4, ein sonstiger Kur-, Erholungs- oder Genesungsaufenthalt oder ein Zuschuss 
hiezu gewährt wurde, gebührt kein Zusatzurlaub.“ 

6. Nach § 20 Abs. 3 werden folgende Abs. 4, Abs. 4a, Abs. 4b und 4c angefügt: 

„(4) Einem Angestellten kann bei längerer Pflegebedürftigkeit eines nahen Angehörigen eine Pflegefreistellung im 
Rahmen eines Sonderurlaubes unter Verzicht auf die Dienstbezüge bis längstens zu einem Jahr genehmigt werden, 
wobei eine begründete Ablehnung möglich ist. Der im Sonderurlaub befindliche Angestellte hat dem Versicherungsträ-
ger bis spätestens drei Monate vor Ablauf des Sonderurlaubes mitzuteilen, ob das Dienstverhältnis nach dem Ende des 
Sonderurlaubes fortgesetzt wird. 

(4a) Längere Pflegebedürftigkeit im Sinne des Abs. 4 liegt vor wenn eine Person wegen einer körperlichen oder 
geistigen Krankheit oder Behinderung bzw. wegen ihres Alters für die gewöhnlichen und regelmäßig wiederkehrenden 
Verrichtungen im Ablauf des Lebens für mindestens zwei Monate, in erheblichem Umfang oder höherem Maße Hilfe 
bedarf. 

(4b) Als nahe Angehörige sind anzusehen: Kinder (Wahl-, Pflege- oder Enkelkinder), Ehegatte/-in, eingetragene/-r 
Partner/-in, Lebensgefährte, Eltern sowie Geschwister, Schwiegereltern, Schwiegerkindern, Wahl- und Pflegeeltern 
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sowie leibliche Kinder des anderen Ehegatten, eingetragenen Partners oder Lebensgefährten. Abs. 4 findet auch An-
wendung, wenn kein gemeinsamer Haushalt mit dem nahen Angehörigen besteht. 

(4c) Der Angestellte darf die vorzeitige Rückkehr zu der ursprünglichen Arbeitszeit nach 

 1. der Aufnahme in stationäre Pflege oder Betreuung in Pflegeheimen und ähnlichen Einrichtungen, 

 2. der nicht nur vorübergehenden Übernahme der Pflege oder Betreuung durch eine andere Betreuungsperson 

 3. dem Tod sowie 

 4. dem Wegfall der Pflegebedürftigkeit 

des/der nahen Angehörigen verlangen. Die Rückkehr soll im Regelfall frühestens zwei Wochen nach der Meldung des 
Eintritts der im ersten Satz genannten Gründe erfolgen.“ 

7. § 20a Abs. 1 inklusive Überschrift lautet: 

„Freijahr (Blockzeit-Sabbatical) 

§ 20a. (1) Angestellte, die zumindest fünf Jahre ununterbrochen im Dienst gestanden sind, können auf Antrag in-
nerhalb einer Rahmenzeit von maximal fünf Jahren für maximal ein Jahr vom Dienst freigestellt werden (Freijahr), 
wenn keine wichtigen dienstlichen Interessen entgegenstehen. Die näheren dienstrechtlichen Einzelheiten – insbesonde-
re die verschiedenen Modelle – sind in Anlage 8 geregelt.“ 

8. Nach § 20a wird folgender § 20b angefügt: 

„Teilzeit-Sabbatical 

§ 20b. Mit Angestellten, die zumindest fünf Jahre ununterbrochen im Dienst gestanden sind, kann auf Antrag – 
wenn keine wichtigen dienstlichen Interessen entgegenstehen – eine befristete, geblockte Teilzeitvereinbarung getroffen 
werden, wobei innerhalb einer Rahmenzeit von maximal drei Jahren für maximal eineinhalb Jahre die Zahl der Arbeits-
tage pro Woche reduziert werden kann. Die näheren dienstrechtlichen Einzelheiten sind in Anlage 8a geregelt.“ 

9. Nach § 20b wird folgender § 20c angefügt: 

„Pflegeteilzeit 

§ 20c. (1) Einem Angestellten kann bei längerer Pflegebedürftigkeit eines nahen Angehörigen die Herabsetzung 
seiner Normalarbeitszeit bis längstens zu einem Jahr gewährt werden, wobei die vereinbarte wöchentliche Arbeitszeit 
acht Stunden nicht unterschreiten darf. 

(2) Längere Pflegebedürftigkeit im Sinne des Abs. 1 liegt vor, wenn eine Person wegen einer körperlichen oder 
geistigen Krankheit oder Behinderung bzw. wegen ihres Alters für die gewöhnlichen und regelmäßig wiederkehrenden 
Verrichtungen im Ablauf des Lebens für mindestens zwei Monate, in erheblichem Umfang oder höherem Maße Hilfe 
bedarf. 

(3) Als nahe Angehörige sind anzusehen: Kinder (Wahl-, Pflege- oder Enkelkinder), Ehegatte/-in, eingetragene/-r 
Partner/-in, Lebensgefährte, Eltern sowie Geschwister, Schwiegereltern, Schwiegerkindern, Wahl- und Pflegeeltern 
sowie leibliche Kinder des anderen Ehegatten, eingetragenen Partners oder Lebensgefährten. Abs. 1 findet auch An-
wendung, wenn kein gemeinsamer Haushalt mit dem nahen Angehörigen besteht. 

(4) Bei Vorliegen wichtiger Gründe kann die Pflegeteilzeit bis auf ein weiteres Jahr verlängert werden. 

(5) Der Angestellte darf die vorzeitige Rückkehr zu der ursprünglichen Arbeitszeit nach 

 1. der Aufnahme in stationäre Pflege oder Betreuung in Pflegeheimen und ähnlichen Einrichtungen, 

 2. der nicht nur vorübergehenden Übernahme der Pflege oder Betreuung durch eine andere Betreuungsperson 

 3. dem Tod sowie 

 4. dem Wegfall der Pflegebedürftigkeit 

des/der nahen Angehörigen verlangen. Die Rückkehr soll im Regelfall frühestens zwei Wochen nach der Meldung des 
Eintritts der im ersten Satz genannten Gründe erfolgen. 

(6) Die Berechnung der Abfertigung erfolgt auf der Grundlage der Arbeitszeit vor der Herabsetzung gemäß einer 
Vereinbarung nach Abs. 1.“ 

10. § 21 Abs. 2 Z 2a lautet: 

 „2a. Zeiten einer Bildungskarenz gemäß § 11 AVRAG, Zeiten einer Sterbebegleitung gemäß § 14a AVRAG, Zeiten 
der Begleitung schwersterkrankter Kinder gemäß § 14b AVRAG, Zeiten einer Pflegekarenz gemäß § 14c 
AVRAG sowie Zeiten eines Sonderurlaubs wegen der Pflege naher Angehöriger gemäß § 20 Abs. 4. Bei diesen 
Tatbeständen gleichwertigen Sachverhalten kann der Versicherungsträger die Hemmung der Fristen für den be-
treffenden Zeitraum verfügen;“ 
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11. In § 37 Abs. 3d wird nach dem Ausdruck „Pflegekarenz gemäß § 14c AVRAG“ der Ausdruck „sowie Zeiten eines 
Sonderurlaubs wegen der Pflege naher Angehöriger gemäß § 20 Abs. 4“ eingefügt. 

12. Nach § 37 Abs. 7 wird folgender Abs. 7a angefügt: 

„(7a) Gemäß § 37e Abs. 3 Z 6, 7, 8, 10, 11, 12 oder 14 einzureihende Angestellte, denen dauernd die eigenverant-
wortliche Bearbeitung eines bestimmten Sachgebietes zur alleinigen oder selbstständigen Erledigung übertragen ist, 
können im Rahmen einer Prämienregelung – auch mehrmals – bei Vorliegen einer sehr guten Dienstbeschreibung sowie 
bei Vorliegen eines abgeschlossenen Diplom- oder Doktoratsstudium iSd UG und/oder mehrjähriger einschlägiger 
Erfahrung befristet auf drei bis fünf Jahre in Gehaltsgruppe F, Dienstklasse I, eingereiht werden.“ 

13. Nach § 37f Abs. 3 Z 1a lit. e wird folgende lit. f angefügt: 

 „f) Koordination, Steuerung und Unterstützung der Pflegedienstleitungen in Krankenanstalten gemäß § 1 Abs. 9 
Z 1 lit. b bei der Erfüllung deren Aufgabenstellungen bei der Hauptstelle der AUVA.“ 

14. Nach § 38 Abs. 5 Z 4 wird folgende Z 5 angefügt: 

 „5. AssistentInnen der PsychologInnen in den Krankenanstalten der AUVA, die vorwiegend der Rehabilitation 
dienen.“ 

15. In § 41 Abs. 1 wird nach Z 6 folgender Nachsatz zum Absatz angefügt: 

„Zum Nachweis des Anspruchs auf Familienbeihilfe ist der Bescheid vorzulegen. Kann dieser nicht vorgelegt werden, 
ist der Anspruch auf andere Weise glaubhaft zu machen.“ 

16. § 44 Abs. 1a lautet: 

„(1a) Verwaltungsangestellte, die nicht nur vorübergehend mit den Agenden eines unbesetzten Dienstpostens, wel-
cher gemäß Abs. 1 Z 1 bis 6 mit einem Anspruch auf Funktionszulage ausgestattet ist, betraut werden, erhalten bei 
Vorliegen der in § 37 Abs. 3b genannten Voraussetzungen eine Funktionszulage, deren Prozentsatz vom Versicherungs-
träger unter Bedachtnahme auf Abs. 1 festzusetzen ist.“ 

17. § 56a entfällt. 

18. Nach § 224 Abs. 3 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

„(4) Ab dem 1. Jänner 2015 ersetzt die Führungskräfteausbildung die Managementausbildung gemäß § 21d in der 
bis zum 31. Dezember 2014 geltenden Fassung. Die Absolvierung der Managementausbildung gemäß § 21d in der bis 
zum 31. Dezember 2014 geltenden Fassung ersetzt die Teilnahme an der Führungskräfteausbildung.“ 

19. § 256 Z 4 lautet: 

 „4. § 97 Abs. 4 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass für die Ermittlung der Grenze an die Stelle der gesetzlichen 
Pension die Anrechnung von 

12
/14 des 30fachen Tageswertes des Rehabilitationsgeldes tritt.“ 

20. Nach § 266 wird folgender § 267 angefügt: 

„Übergangsbestimmung zu § 20a und § 20b DO.A und Anlage 8 

§ 267. (1) Auf Freijahrvereinbarungen, die nach dem 31. Dezember 2019 abgeschlossen werden, sind Abs. 2 und 3 
sowie die Anlage 8 in der Fassung vom 1. Jänner 2016 anzuwenden. 

(2) Ein/-e Angestellte/-r, der/die zumindest fünf Jahre ununterbrochen im Dienst gestanden ist, kann auf Antrag in-
nerhalb einer Rahmenzeit von fünf bzw. zweieinhalb Jahren ein Jahr oder ein halbes Jahr bzw. ein viertel Jahr vom 
Dienst freigestellt werden (Freijahr), wenn keine wichtigen dienstlichen Interessen entgegenstehen. Das Freijahr darf 
immer nur am Ende der Rahmenzeit verbraucht werden. 

(3) Das Freijahr ist auf die gemäß § 22 für die Erlangung des erhöhten Kündigungsschutzes vorgesehenen Fristen 
nicht anzurechnen. 

(4) Die näheren dienst-, besoldungs- und pensionsrechtlichen Einzelheiten (Bedingungen, Auswirkungen u.ä.) sind 
in der Anlage 8 geregelt. 

(5) Auf Vereinbarungen eines Freijahres gemäß § 20a oder eines Teilzeitsabbaticals gemäß § 20b, die vor dem 1. 
Jänner 2020 abgeschlossen wurden, sind weiterhin die Bestimmungen §§ 20a, 20b sowie die dazugehörigen Anlagen in 
der Fassung vom 1. Jänner 2017 anzuwenden.“ 
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21. Die Überschrift zu Anlage 8 Punkt 1 lautet: 

„1. Voraussetzungen und Grundsätze:“ 

22. Anlage 8 Punkt 2 lautet: 

„2. Modelle: 

 - Die Angestellten haben innerhalb einer Rahmenzeit von fünf Jahren die Möglichkeit, vier Jahre entspre-
chend ihrer regelmäßigen Arbeitszeit tätig (Arbeitsphase) und ein Jahr vom Dienst freigestellt (Freijahr) 
zu sein. (Modell 1) 

 - Die Angestellten haben innerhalb einer Rahmenzeit von zweieinhalb Jahren die Möglichkeit, zwei Jahre 
entsprechend ihrer regelmäßigen Arbeitszeit tätig (Arbeitsphase) und sechs Monate vom Dienst freige-
stellt (Freijahr) zu sein. (Modell 2) 

 - Die Angestellten haben innerhalb einer Rahmenzeit von zwei Jahren und einem Monat die Möglichkeit, 
ein Jahr und acht Monate entsprechend ihrer regelmäßigen Arbeitszeit tätig (Arbeitsphase) und fünf 
Monate vom Dienst freigestellt (Freijahr) zu sein. (Modell 3) 

 - Die Angestellten haben innerhalb einer Rahmenzeit von einem Jahr und acht Monaten die Möglichkeit, 
ein Jahr und vier Monate entsprechend ihrer regelmäßigen Arbeitszeit tätig (Arbeitsphase) und vier Mo-
nate vom Dienst freigestellt (Freijahr) zu sein. (Modell 4) 

 - Die Angestellten haben innerhalb einer Rahmenzeit von einem Jahr und drei Monaten die Möglichkeit, 
ein Jahr entsprechend ihrer regelmäßigen Arbeitszeit tätig (Arbeitsphase) und drei Monate vom Dienst 
freigestellt (Freijahr) zu sein. (Modell 5) 

 - Die Angestellten haben innerhalb einer Rahmenzeit von zehn Monaten die Möglichkeit, acht Monate 
entsprechend ihrer regelmäßigen Arbeitszeit tätig (Arbeitsphase) und zwei Monate vom Dienst freige-
stellt (Freijahr) zu sein. (Modell 6) 

 - Die Angestellten haben innerhalb einer Rahmenzeit von fünf Monaten die Möglichkeit, vier Monate 
entsprechend ihrer regelmäßigen Arbeitszeit tätig (Arbeitsphase) und einen Monat vom Dienst freige-
stellt (Freijahr) zu sein. (Modell 7) 

 - Die Angestellten haben innerhalb einer Rahmenzeit von fünf Jahren die Möglichkeit, viereinhalb Jahre 
entsprechend ihrer regelmäßigen Arbeitszeit tätig (Arbeitsphase) und sechs Monate vom Dienst freige-
stellt (Freijahr) zu sein. (Modell 8) 

 - Die Angestellten haben innerhalb einer Rahmenzeit von vier Jahren und zwei Monaten die Möglichkeit, 
drei Jahre und neun Monate entsprechend ihrer regelmäßigen Arbeitszeit tätig (Arbeitsphase) und fünf 
Monate vom Dienst freigestellt (Freijahr) zu sein. (Modell 9) 

 - Die Angestellten haben innerhalb einer Rahmenzeit von drei Jahren und vier Monaten die Möglichkeit, 
drei Jahre entsprechend ihrer regelmäßigen Arbeitszeit tätig (Arbeitsphase) und vier Monate vom Dienst 
freigestellt (Freijahr) zu sein. (Modell 10) 

 - Die Angestellten haben innerhalb einer Rahmenzeit von zweieinhalb Jahren die Möglichkeit, zwei Jahre 
und 3 Monate entsprechend ihrer regelmäßigen Arbeitszeit tätig (Arbeitsphase) und drei Monate vom 
Dienst freigestellt (Freijahr) zu sein. (Modell 11) 

 - Die Angestellten haben innerhalb einer Rahmenzeit von einem Jahr und acht Monaten die Möglichkeit, 
eineinhalb Jahre entsprechend ihrer regelmäßigen Arbeitszeit tätig (Arbeitsphase) und zwei Monate vom 
Dienst freigestellt (Freijahr) zu sein. (Modell 12) 

 - Die Angestellten haben innerhalb einer Rahmenzeit von zehn Monaten die Möglichkeit, neun Monate 
entsprechend ihrer regelmäßigen Arbeitszeit tätig (Arbeitsphase) und einen Monat vom Dienst freige-
stellt (Freijahr) zu sein. (Modell 13) 

 - Die Angestellten haben innerhalb einer Rahmenzeit von sechs Monaten die Möglichkeit, drei Monate 
entsprechend ihrer regelmäßigen Arbeitszeit tätig (Arbeitsphase) und drei Monate vom Dienst freige-
stellt (Freijahr) zu sein. (Modell 14) 

 - Die Angestellten haben innerhalb einer Rahmenzeit von vier Monaten die Möglichkeit, zwei Monate 
entsprechend ihrer regelmäßigen Arbeitszeit tätig (Arbeitsphase) und zwei Monate vom Dienst freige-
stellt (Freijahr) zu sein. (Modell 15) 

 - Die Angestellten haben innerhalb einer Rahmenzeit von zwei Monaten die Möglichkeit, einen Monat 
entsprechend ihrer regelmäßigen Arbeitszeit tätig (Arbeitsphase) und einen Monat vom Dienst freige-
stellt (Freijahr) zu sein. (Modell 16)“ 

23. Anlage 8 Punkt 3 lautet: 

„3. Beginn: 

 - Das Freijahr soll am Ende der Rahmenzeit verbraucht werden. 

 - In besonders begründeten Fällen darf maximal ⅓ des Freijahres am Beginn der Rahmenzeit (oder die 
Arbeitsphase unterbrechend) verbraucht werden, wobei die Aufteilung in ganzen Monaten zu erfolgen 
hat; zumindest ⅔ des Freijahres dürfen erst am Ende der Rahmenzeit verbraucht werden. 
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 - In Ausnahmefällen kann das Freijahrmodell (Rahmenzeit) unmittelbar vor Beginn der (letzten) Freizeit-
phase unterbrochen werden (Aufschub der Freizeitphase) und der Konsum der Freizeitphase für einen 
angemessenen, späteren Zeitraum vereinbart werden.“ 

24. Anlage 8 Punkt 4 lautet: 

„4. Dauer: 

 - Als Dauer des Freijahres kommen in Betracht: 
 12 Monate: ..................................................................................................... Modell 1 
  6 Monate: ..........................................................................................Modelle 2 und 8 
  5 Monate: ..........................................................................................Modelle 3 und 9 
  4 Monate: ........................................................................................ Modelle 4 und 10 
  3 Monate: .................................................................................. Modelle 5, 11 und 14 
  2 Monate: .................................................................................. Modelle 6, 12 und 15 
  1 Monat: .................................................................................. Modelle 7, 13 und 16“ 

25. Anlage 8 Punkt 5 lautet: 

„5. Änderung der Arbeitszeit, Sonderurlaub: 

 - Während der Rahmenzeit sind Änderungen der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit (z.B. von Voll-
zeitbeschäftigung auf Teilzeitbeschäftigung oder umgekehrt) sowie Sonderurlaube als auch ein Wechsel 
in ein anderes Modell unzulässig.“ 

26. Anlage 8 Punkt 7 lautet: 

„7. Vorzeitige Beendigung der Rahmenzeit: 

 - Die Rahmenzeit (einschließlich des Freijahres) endet vorzeitig durch 

 - ein Beschäftigungsverbot gemäß § 3 MSchG, 

 - eine Karenz gemäß §§ 15 bis 15d MSchG bzw. gemäß §§ 2 bis 6 VKG, 

 - eine Bildungskarenz gemäß § 11 AVRAG, 

 - eine Teilzeitbeschäftigung gemäß §§ 15h bis 15i MSchG bzw. gemäß §§ 8 bis 8a VKG, 

 - eine Dienstfreistellung unter Entfall der Dienstbezüge gemäß § 27 Abs. 2 bis 4, 

 - den Präsenzdienst (§ 19 WG), den Zivildienst oder den Ausbildungsdienst von Frauen beim Bun-
desheer, 

 - einen Sonderurlaub gemäß § 20 Abs. 3, 

 - die Auflösung des Dienstverhältnisses (auch: Versetzung in den Ruhestand). 

 - Der/Die Angestellte kann bis längstens drei Monate vor Beginn des Freijahres aus wichtigen persönli-
chen Gründen, welche dem Versicherungsträger glaubhaft zu machen sind, von der Vereinbarung zu-
rücktreten.“ 

27. Anlage 8 Punkt 10 lautet: 

„10. Entgelt, Gebühren: 

 - Die Dienstbezüge gemäß § 35 Abs. 2 Z 1 und 3 bis 5 (Gehalt, Leitungszulage, Bereichsleitungszulage, 
Funktionszulage) gebühren während des Rahmenzeitraumes (einschließlich des Freijahres) entsprechend 
der Relation von Arbeits- zu Freizeitphase/Freijahr (bei den Modellen 1 bis 7 im Ausmaß von 80 %, bei 
den Modellen 8 bis 13 im Ausmaß von 90 % und bei den Modellen 14 bis 16 im Ausmaß von 50 %); 
das gilt auch für die aus diesen Bezugsarten resultierenden Teile des Urlaubszuschusses bzw. der Weih-
nachtsremuneration. 

 - Kinderzulagen stehen für die Rahmenzeit (einschließlich des Freijahres) nach Maßgabe des § 41 
Abs. 11 ungeschmälert zu – auch im Rahmen des 13. und 14. Bezuges. 

 - Zuwendungen bei Dienstjubiläen gemäß § 66 (§ 237) werden auf Basis der vor Beginn des Modells 
geltenden Regelarbeitszeit berechnet. 

 - Die Dienstbezüge gemäß § 35 Abs. 2 Z 6 bis 10 und Abs. 3 sowie die entsprechenden Teile der Sonder-
zahlungen gebühren während der Arbeitsphase in ungeschmälertem Ausmaß; für die Zeit des Freijahres 
entfällt der Anspruch auf diese Bezüge. 

 - Die Außendienstzulage ist während der Arbeitsphase in ungeschmälertem Ausmaß zu gewähren; sie 
entfällt für die Zeit des Freijahres. 

 - Wird das Freijahrmodell (Rahmenzeit) vorzeitig beendet, so ist das Entgelt unter Berücksichtigung der 
vollen Bezüge während der Arbeitsphase und des Entfalles der Bezüge während des Freijahres neu zu 
berechnen; die wechselseitigen Ansprüche sind auszugleichen.“ 



Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger (HVSV) Verlautbarung Nr.: 161/2016 

93. Änderung DO.A 

www.ris.bka.gv.at  6 von 8 

28. Nach Anlage 8 wird folgende Anlage 8a eingefügt: 

„Einzelheiten zum Teilzeit-Sabbatical 

1. Voraussetzungen: 

 - Der/Die Angestellte muss zumindest fünf Jahre ununterbrochen im Dienst gestanden sein, wobei Zeiten 
einer Bildungsfreistellung gemäß § 119 ArbVG sowie Zeiten eines drei Monate nicht übersteigenden 
Sonderurlaubes gemäß § 20 bzw. einer drei Monate nicht übersteigenden Freizeitphase eines Freijahr-
modelles gemäß § 20a iVm Anlage 8 auf diese Frist nicht anzurechnen sind; die Frist wird durch fol-
gende Zeiträume unterbrochen: 

 - Zeiten des Bezuges von Wochengeld aus der gesetzlichen Sozialversicherung, 

 - Zeiten einer Karenz gemäß §§ 15 bis 15d MSchG bzw. gemäß §§ 2 bis 6 VKG, 

 - Zeiten einer Bildungskarenz gemäß § 11 AVRAG, 

 - Zeiten eines drei Monate übersteigenden Sonderurlaubes gemäß § 20, 

 - Zeiten einer drei Monate übersteigenden Freizeitphase eines Freijahrmodelles gemäß § 20a iVm 
Anlage 8, 

 - Zeiten einer Dienstfreistellung unter Entfall der Dienstbezüge gemäß § 27 Abs. 2 bis 4, 

 - Zeiten des Präsenzdienstes (§ 19 WG), des Zivildienstes oder des Ausbildungsdienstes von Frauen 
beim Bundesheer, 

 - im Ruhestand verbrachte Zeiten. 

 - Der Antrag ist spätestens drei Monate vor dem gewünschten Beginn der Rahmenzeit zu stellen. 

2. Modelle: 

 - Die Angestellten haben innerhalb einer Rahmenzeit von 6 Monaten / 12 Monaten / 18 Monaten / 
24 Monaten / 30 Monaten / 36 Monaten die Möglichkeit, in der ersten Hälfte der Rahmenzeit voll (z.B. 
5 Tage á 8 Stunden pro Woche) zu arbeiten und in der zweiten Hälfte der Rahmenzeit reduziert (Teil-
zeitphase) zu arbeiten. 

 - Für die Teilzeitphase kommen z.B. folgende Modelle in Betracht: 

 [A]: 4 Tage á 8 Stunden pro Woche (entspricht 32 Stunden pro Woche) 

 [B]: 3 Tage á 8 Stunden pro Woche (entspricht 24 Stunden pro Woche) 

 [C]: 2 Tage á 8 Stunden pro Woche (entspricht 16 Stunden pro Woche) 

 - Alternativ können Vollzeit- und Teilzeitphase als – auch von den exemplarischen Modellen abweichen-
de – durchschnittliche Wochenstundenverpflichtungen definiert werden. 

 - Gleitzeitvereinbarungen iSd § 9 Abs. 5 sind zulässig. 

3. Beginn: 

 - Die Teilzeitphase darf immer nur am Ende der Rahmenzeit verbraucht werden. 

4. Änderung der Arbeitszeit, Sonderurlaub: 

 - Während der Rahmenzeit sind Änderungen der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit (z.B. von Voll-
zeitbeschäftigung auf Teilzeitbeschäftigung) sowie Sonderurlaube bzw. ein Wechsel des Modells unzu-
lässig. 

5. Nebenberufliche Erwerbstätigkeit: 

 - § 11 gilt auch während des Teilzeit-Sabbaticals. 

 - Eine vor Beginn des Teilzeit-Sabbaticals erteilte Genehmigung zur Ausübung einer auf Erwerb gerichte-
ten Nebenbeschäftigung bleibt während des Teilzeit-Sabbaticals aufrecht und kann nur aus den in § 11 
Abs. 1 genannten Gründen widerrufen werden. 

6. Vorzeitige Beendigung der Rahmenzeit: 

 - Die Rahmenzeit (einschließlich der Teilzeitphase) endet vorzeitig durch 

 - ein Beschäftigungsverbot gemäß § 3 MSchG, 

 - eine Karenz gemäß §§ 15 bis 15d MSchG bzw. gemäß §§ 2 bis 6 VKG, 

 - eine Bildungskarenz gemäß § 11 AVRAG, 

 - eine Teilzeitbeschäftigung gemäß §§ 15h bis 15i MSchG bzw. gemäß §§ 8 bis 8a VKG, 

 - eine Dienstfreistellung unter Entfall der Dienstbezüge gemäß § 27 Abs. 2 bis 4, 

 - den Präsenzdienst (§ 19 WG), den Zivildienst oder den Ausbildungsdienst von Frauen beim Bun-
desheer, 

 - einen Sonderurlaub gemäß § 20 Abs. 3, 

 - die Auflösung des Dienstverhältnisses (auch: Versetzung in den Ruhestand). 
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 - Der/Die Angestellte kann bis längstens drei Monate vor Beginn der Teilzeitphase aus wichtigen persön-
lichen Gründen, welche dem Versicherungsträger glaubhaft zu machen sind, von der Vereinbarung zu-
rücktreten. 

7. Anrechnung auf die Dienstzeit: 

 - Das Teilzeit-Sabbatical ist für alle von der Dauer der Dienstzeit abhängigen Rechte (z. B. Zeitvorrü-
ckungen) in vollem Ausmaß anzurechnen. 

8. Urlaub: 

 - Der Urlaubsanspruch ist entsprechend der Teilzeitphasen zu berechnen (analog zu sonstigen Teilzeitver-
einbarungen). 

9. Entgelt, Gebühren: 

 - Die Dienstbezüge gemäß § 35 Abs. 2 Z 1 und 3 bis 5 (Gehalt, Leitungszulage, Bereichsleitungszulage, 
Funktionszulage) gebühren während des Rahmenzeitraumes (einschließlich des Teilzeit-Sabbaticals) 
entsprechend der Relation von Vollzeit- zu Teilzeitphase (z.B. bei Modell [A] im Ausmaß von 90 %, bei 
Modell [B] im Ausmaß von 80 % und bei Modell [C] im Ausmaß von 70 %); das gilt auch für die aus 
diesen Bezugsarten resultierenden Teile des Urlaubszuschusses bzw. der Weihnachtsremuneration. 

 - Kinderzulagen stehen für die Rahmenzeit (einschließlich des Freijahres) nach Maßgabe des § 41 
Abs. 11 ungeschmälert zu – auch im Rahmen des 13. und 14. Bezuges. 

 - Zuwendungen bei Dienstjubiläen gemäß § 66 (§ 237) werden auf Basis der vor Beginn des Modells 
geltenden Regelarbeitszeit berechnet. 

 - Die Dienstbezüge gemäß § 35 Abs. 2 Z 6 bis 9 und Abs. 3 sowie die entsprechenden Teile der Sonder-
zahlungen gebühren während der Vollzeitphase in ungeschmälertem Ausmaß; in der Teilzeitphase ge-
bühren sie in einem der reduzierten Arbeitszeit entsprechenden Ausmaß. 

 - Das Überstundenpauschale (§ 59 Abs. 5 zweiter Satz) sowie die entsprechenden Teile der Sonderzah-
lungen gebühren während der Vollzeitphase in ungeschmälertem Ausmaß und entfallen in der Teilzeit-
phase. 

 - Die Außendienstzulage ist während der Vollzeitphase in ungeschmälertem Ausmaß zu gewähren und 
während der Teilzeitphase wie bei einer sonstigen Teilzeitvereinbarung zu behandeln. 

 - Wird die Rahmenzeit vorzeitig beendet, so ist das Entgelt unter Berücksichtigung der vollen Bezüge 
während der Vollzeitphase und einer dem Arbeitsausmaß entsprechenden Reduktion der Bezüge wäh-
rend der Teilzeitphase neu zu berechnen; das Guthaben ist dem/der Angestellten nachzuzahlen. 

10. Pension: 

 - Sowohl der Berechnung der Pensionsbeiträge als auch der Bildung der Bemessungsgrundlagen für die 
Dienstordnungspension und die fiktive gesetzliche Pension wird die Arbeitszeit vor Beginn des Teilzeit-
Sabbaticals zugrunde gelegt. 

11. Abfertigung: 

 - Wenn das Dienstverhältnis unmittelbar nach dem Teilzeit-Sabbatical endet, ist die Abfertigung vom 
(fiktiven) vollen Monatsbezug (Basis: Wochenarbeitszeitverpflichtung vor Beginn des Teilzeit-
Sabbaticals) zu berechnen. 

12. Ausnahmen / abweichende Modelle: 

 - In begründeten Einzelfällen können von den obgenannten Modellen geringfügig abweichende Vereinba-
rungen geschlossen werden, die den Grundsätzen dieser Anlage entsprechen. 

 - Die obgenannten Regelungen sind dabei sinngemäß anzuwenden.“ 

29. Anlage 10 lautet: 

„Einzelheiten zur erweiterten Altersteilzeit 

1. Voraussetzungen: 

 - Die Voraussetzungen für eine Teilpension richten sich nach § 27a AlVG. 

2. Nebenberufliche Erwerbstätigkeit: 

 - § 11 gilt auch während der Herabsetzung der Regelarbeitszeit aufgrund einer Teilpensionsvereinbarung. 

 - Eine vor der Herabsetzung der Regelarbeitszeit erteilte Genehmigung zur Ausübung einer auf Erwerb 
gerichteten Nebenbeschäftigung bleibt aufrecht und kann nur aus den in § 11 Abs. 1 genannten Gründen 
widerrufen werden. 
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3. Anrechnung auf die Dienstzeit: 

 - Die Dauer einer Teilpensionsvereinbarung ist für alle von der Dauer der Dienstzeit abhängigen Rechte 
(z. B. Zeitvorrückungen) in vollem Ausmaß anzurechnen. 

4. Sonderurlaub: 

 - Während einer laufenden Teilpensionsvereinbarung darf kein Sonderurlaub gewährt werden. 

5. Entgelt, Gebühren: 

 - Die Dienstbezüge gemäß § 35 Abs. 2 und 3 sowie die Außendienstzulage, wenn und insoweit sie nicht 
als Aufwandsersatz zu bewerten ist, gebühren während der Herabsetzung der Regelarbeitszeit aufgrund 
einer Teilpensionsvereinbarung in dem der verkürzten Regelarbeitszeit entsprechenden Ausmaß, wobei 
bis zur jeweils geltenden Höchstbeitragsgrundlage gemäß § 45 ASVG ein Lohnausgleich von 50 % des 
Unterschiedsbetrages zwischen den im letzten Jahr vor der Herabsetzung der Regelarbeitszeit durch-
schnittlich gebührenden Dienstbezügen und den der verringerten Arbeitszeit entsprechenden Dienstbe-
zügen hinzukommt. 

 - Hinsichtlich der Kinderzulage kommt § 35 Abs. 4 nicht zur Anwendung. 

 - Das Schwundgeld, der Fahrtkostenzuschuss, das Taggeldpauschale sowie die als Aufwandsersatz zu 
bewertende Außendienstzulage gebühren während einer aufrechten Teilpensionsvereinbarung in unge-
schmälertem Ausmaß. 

 - Die Jubiläumszuwendung wird auf Basis der vor der Herabsetzung der Regelarbeitszeit aufgrund einer 
Teilpensionsvereinbarung (bzw. Altersteilzeitvereinbarung) geltenden Regelarbeitszeit berechnet. 

6. Sozialversicherungsbeiträge: 

 - Die Sozialversicherungsbeiträge werden von der Beitragsgrundlage, welche sich ohne Herabsetzung der 
Regelarbeitszeit jeweils ergeben würde, entrichtet; soweit diese Beitragsgrundlage die während der Her-
absetzung gebührenden Dienstbezüge übersteigt, hat der Versicherungsträger auch den Dienstnehmeran-
teil zu tragen. 

7. Abfertigung: 

 - Die Berechnung der Abfertigung erfolgt auf der Grundlage der Arbeitszeit vor der Herabsetzung der 
Regelarbeitszeit. 

8. Pension: 

 - Sowohl der Berechnung der Pensionsbeiträge als auch der Bildung der Bemessungsgrundlagen für die 
Dienstordnungspension und die fiktive gesetzliche Pension wird die Arbeitszeit vor Herabsetzung der 
Regelarbeitszeit zugrunde gelegt.“ 

30. Nach § 267 wird folgender § 268 angefügt: 

„Inkrafttreten der 93. Änderung 

§ 268. (1) Mit 1. Jänner 2016 treten in der Fassung der 93. Änderung in Kraft: § 38 Abs. 5 Z 5, § 224 Abs. 4, 
§ 256 Z 4. 

(2) Mit 1. Juli 2016 tritt § 19 Abs. 3 in der Fassung der 93. Änderung in Kraft. 

(3) Mit 1. August 2016 tritt § 9f Abs. 3 in der Fassung der 93. Änderung in Kraft. 

(4) Mit 1. August 2016 treten in der Fassung der 93. Änderung folgende Erläuterungen in Kraft: § 36 Abs. 4, § 60 
Abs. 1 bis 2a. 

(5) Mit 1. August 2016 tritt § 56a außer Kraft. 

(6) Mit 1. Oktober 2016 treten in der Fassung der 93. Änderung in Kraft: § 1 Abs. 6, § 9h, § 12a Abs. 4, § 20 Abs. 
4-4c, § 20a Abs. 1, § 20b, § 20c, § 21 Abs. 2 Z 2a, § 37 Abs. 3d, § 37 Abs. 7a, § 37f Abs. 3 Z 1a lit. f, Nachsatz zu § 41 
Abs. 1, § 44 Abs. 1a, Überschrift zu Anlage 8 Punkt 1, Anlage 8 Punkt 2, Anlage 8 Punkt 3, Anlage 8 Punkt 4, Anlage 8 
Punkt 5, Anlage 8 Punkt 7, Anlage 8 Punkt 10, Anlage 8a, Anlage 10, § 267. 

(7) Mit 1. Oktober 2016 tritt die Erläuterung zu § 46a außer Kraft.“ 

* 

Diese Änderung der Dienstordnung wurde von der Trägerkonferenz des Hauptverbandes am 4. Oktober 2016 beschlos-
sen. 
 

Für den Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger: 

Reischl Wurzer 
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